Fall 1 „Bürgerversorgung“ 

Der Bund will das bestehende Sozialversicherungssystem umstrukturieren. Zu diesem Zweck soll die gesetzliche Krankenversicherung durch eine aus Steuermitteln finanzierte „Bürgerversorgung“ ersetzt werden. 

Ist der Bund zum Erlass dieses Gesetz ermächtigt? 
  

Fall 2: Standortwahl 

Der Bundestag beschließt ein Gesetz, in dem die Standorte für sämtliche Großkraftwerke (Kohle-, Wind- und Wasserkraftwerke) konkret festgelegt werden. 

Darf der Bund ein solches Gesetz erlassen? 

Fall 3: Gesetzgebung

Im Anschluß an die jüngsten Parteiskandale werden wieder Stimmen laut, die die stärkere Beteiligung der Bürger an der Demokratie verlangen. Die repräsentative Demokratie müsse durch eine direkte Bürgerbeteiligung ergänzt werden. Die X-Fraktion erarbeitet dafür den Entwurf eines Volksabstimmungsgesetzes, der vom Deutschen Bundestag beschlossen werden soll. In dessen Art. 1 ist vorgesehen, dass das Volk das unmittelbare

Recht der Gesetzgebung durch die Vorlage von Gesetzentwürfen in Volksbegehren und durch die Abstimmung über Gesetze in Volksentscheiden ausübt. Um die Einhaltung der Verfassung auch bei der Volksgesetzgebung zu sichern, soll gemäß Art. 7 des Entwurfs das Bundesverfassungsgericht auf Antrag der Bundesregierung oder eines Drittels der Mitglieder des Bundestages bereits vor der Volksabstimmung über die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzentwurfs entscheiden. Die Z-Partei hält diesen Entwurf für verfassungswidrig. Das Grundgesetz habe sich nach den Erfahrungen der Weimarer Republik bewusst für die repräsentative Demokratie entschieden.

Bearbeitervermerk:

Die X-Partei bittet Sie, in einem Gutachten umfassend die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzentwurfs zu prüfen.

